
Antrag Nr. 10-F-25-0072
CDU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP

Betreff:

Durchfahrtsverbot für Lastkraftwagen
- Gemeinsamer Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP 
vom 07.06.2010  

Antragstext:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Die Landeshauptstadt Wiesbaden ist vom Hessischen Ministerium für Umwelt, Energie, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz aufgefordert worden, den Luftreinhalteplan (basierend auf § 
47 BImSchG) fortzuschreiben und hierbei die Stickoxid- und Feinstaubbelastung innerhalb der 
Stadtgrenzen zu verringern.
Gleichzeit ist die Landeshauptstadt Wiesbaden durch das Regierungspräsidium Darmstadt dazu 
aufgefordert worden, zur Lärmminderungsplanung (basierend auf § 47a BImSchG) Stellung zu 
nehmen.

Ein Durchfahrverbot für LKW wirkt sowohl gegen die überschrittenen Werte von Feinstaub und 
Stickoxiden, als auch zur Lärmminderung.

Eingedenk dieser Vorbemerkungen wird der Magistrat gebeten

1. Ein generelles Durchfahrverbot für LKW, basierend auf § 45 Absatz 1b Nr. 5 und Abs. 9 Satz 3 
StVO i.V.m.§ 47ff. BImSchG, sowie der Stellungnahme der Landeshauptstadt Wiesbaden zum 
Lärmaktionsplan,  zu verwirklichen. 

2. Alle rechtlichen Schritte einvernehmlich mit dem Regierungspräsidium Darmstadt, wie auch 
dem Hessischen Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung, einzuleiten.

3. Quell- und Zielverkehr von einer solchen Maßnahme auszulassen.

4. Die Maßnahme auf das gesamte Stadtgebiet auszudehnen, jedoch besonders folgende 
Straßen mit einzubeziehen:

- B 40 - B262
- B 43 - B263
- B 54 - B455
- B417

Wiesbaden, 07.06.2010

Bernhard Lorenz Dr. Tilli-Charlotte Reinhardt Michael Schlempp
Fraktionsvorsitzender Fraktionsvorsitzende Fraktionsvorsitzender 
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Thomas Kroppen Carola Pahl Jeanette-Christine Wild
Fraktionsgeschäftsführer Fraktionsgeschäftsführerin Fraktionsgeschäftsführerin


